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Kann das Recht die Politik diesseits des Verfassungsrechts binden? 

Zur Figur der Grundlagen- und Supergesetze im europäischen Rechtsvergleich 

 

Von Jan Jesgarzewski, Bremen 

 

 

Die politische Gestaltungsfreiheit des parlamentarischen Gesetzgebers wird durch die Verfassung 

begrenzt. Das Demokratieprinzip fordert die prinzipielle Reversibilität politischer Entscheidungen 

durch den jeweils aktuellen Gesetzgeber. Vor diesem Hintergrund sind für ihn verbindliche Vorgaben 

in Parlamentsgesetzen diesseits der Verfassung nicht bedenkenlos. Gleichwohl existieren solche 

Grundlagen- und Supergesetze unter geltender Verfassungslage. Im Zuge sich stetig verschärfender 

klimapolitischer Herausforderungen stellt sich zunehmend die Frage nach rechtlich verbindlichen 

Maßstäben für die Klimaschutzgesetzgebung. Deshalb werden unter rechtsvergleichender Berück-

sichtigung ausgewählter Nachbarrechtsordnungen bestehende und denkbare rechtliche Bindungen 

des Gesetzgebers, insbesondere an das Klimaschutzgesetz aufgezeigt. Zugleich wird ein Beitrag zur 

Dogmatik der Grundlagen- und Supergesetze geleistet. 

 

I. Einführung 

Der demokratisch legitimierte Gesetzgeber erhält seine legislativen Befugnisse auf Zeit. Zugleich 

werden ihm Probleme gestellt, deren Bearbeitung und Lösung langfristige Entscheidungshorizonte 

erfordern. Ein über die eigene Legislaturperiode konzipierter Handlungsrahmen in Gesetzesform zur 

schrittweisen Problembekämpfung muss jedoch auch durch den späteren Gesetzgeber beachtet wer-

den, um die effektive Bewältigung fortdauernder Herausforderungen rechtlich möglich zu machen. 

Der Vermeidung einer Detailüberfrachtung des Grundgesetzes vorbeugend1 ist die Antwort nicht mit 

der Regelung ausdifferenzierter Grundsätze dieser Politikbereiche auf Verfassungsebene gegeben. Es 

stellt sich daher die Frage, ob der Gesetzgeber solche Grundsatzentscheidungen mit Bindungswir-

kung für die spätere Politik, also den parlamentarischen Gesetzgeber, unterhalb des Verfassungsrechts 

zu treffen vermag. In der rechtswissenschaftlichen Diskussion werden solche Gesetze ohne Verfas-

sungsrang, die gleichwohl rechtliche Bindungswirkungen für den späteren parlamentarischen 

 
 Student der Rechtswissenschaft an der Universität Bremen. Der Beitrag geht auf eine geringfügig überarbeitete Semi-
nararbeit zurück, die im Schwerpunkt „Klima-Umwelt-Meer“ angefertigt wurde. Für wertvolle Anregungen und lebhafte 
Diskussionen bedanke ich mich bei allen Teilnehmern des Seminars „Politikplanung im Klimarecht: Wie kann der Kli-
maschutz gestärkt werden?“, das im Juli 2026 unter der Leitung von Prof. Dr. Claudio Franzius auf Borkum stattfand. 
1 Zur Entlastung der Verfassung als Regelungsort bereits Tristan Barczak, Zukunftsfestigkeit des politischen Systems, 
VVDStRL 84 (2024), S. 55 (97). 



 

Gesetzgeber aufweisen, vornehmlich als Grundlagen- und Supergesetze bezeichnet.2 Dieser Geset-

zestyp erfasst demnach alle Parlamentsgesetze, die originär oder abgeleitet rechtliche Bindungswir-

kungen für spätere Parlamentsgesetze entfalten, aber selbst keinen Verfassungsrang beanspruchen. 

Nicht dazu gehören daher Gesetze mit reinen politischen und faktischen Auswirkungen auf spätere 

Parlamentsgesetze.3 

Gerade derzeit ist die Bedeutung einer dahingehenden rechtlichen Kontinuitätsreserve diesseits des 

Verfassungsrechts wegen der zahlreichen langfristigen Problemstellungen enorm, weil ein erhöhtes 

Bedürfnis an verbindlichen Entscheidungen mit Fern- und Langfristwirkungen besteht. Der entspre-

chende Bedarf für Grundlagen- und Supergesetze ist insbesondere mit Blick auf die sich fortlaufend 

verschärfende4 Klimakrise festzustellen. Die Möglichkeit einer auch für den Gesetzgeber verbindli-

chen Absicherung politischer Grundsatzentscheidungen im Klimarecht ist für einen erfolgreichen 

Transformationsweg hin zu einer dekarbonisierten und damit klimaneutralen Welt dringend nötig.5 

Im Klimarecht liefert das Klimaschutzgesetz6 Grundsätze in Form von Zielvorgaben.7 Das wirft Fra-

gen nach ihrer Verbindlichkeit für den späteren Gesetzgeber und einer daraus folgenden Qualifizie-

rung des Klimaschutzgesetzes als Grundlagen- bzw. Supergesetz auf. 

Mit einer durch Grundlagen- und Supergesetze erfolgenden Verstetigung des politischen Prozesses 

ist indes auch das Spannungsverhältnis zwischen prinzipieller parlamentarischer Souveränität, demo-

kratischen Grundpfeilern und dem Bedürfnis nach einer solchen Kontinuitätsreserve unterhalb des 

Grundgesetzes berührt.8 Das könnte Zweifel an ihrer verfassungsrechtlichen Zulässigkeit aufwerfen. 

Vor diesem Hintergrund sollen durch diesen Beitrag unter geltender Verfassungslage bestehende und 

denkbare Rechtsbindungen der Politik durch Parlamentsgesetze diesseits des Verfassungsrechts 

 
2 Begrifflich und dogmatisch in aktuellerer Literatur vor allem durch Michael Kloepfer, Zur Bindung von Gesetzen an 
Gesetze, in: ders. (Hrsg.), Gesetzgebung als wissenschaftliche Herausforderung, GS Thilo Brandner, 2. Aufl. 2018, S. 93 
(94 ff.) und Friedhelm Hufen, Über Grundlagengesetze, in: Gunnar Folke Schuppert (Hrsg.), Das Gesetz als zentrales 
Steuerungsinstrument des Rechtsstaates, FS Christian Starck, 1998, S. 11 (22) geprägt. 
3 Kloepfer (Fn. 2), S. 95 f.; Michael Kloepfer scheint terminologisch und dogmatisch einen leicht abgeänderten Weg 
einschlagen zu wollen, als er kürzlich von „Obergesetzen“ sprach und auch rein politische Bindungen von Gesetzen für 
den Gesetzgeber als „(unechtes) Obergesetz“ einstufte, vgl. ders./Alexander Jessen, Obergesetze: eine neue Ebene in der 
Normenhierarchie?, DÖV 2025, 581 (581 f.). 
4 Siehe nur Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), Climate Change 2023: Synthesis Report, abrufbar unter 
doi:10.59327/IPCC/AR6-9789291691647 <03.07.2026>. 
5 Weniger scharf durch den Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU), Demokratisch regieren in ökologischen Gren-
zen, 2019, S. 183 angedeutet. 
6 Bundes-Klimaschutzgesetz v. 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2513), zuletzt geändert durch Art. 1 G vom 15. Juli 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 235). 
7 Insbesondere durch §§ 3, 4 KSG. Mehr dazu unter IV. 
8 Zum Grundkonflikt bereits Kloepfer/Jessen (Fn. 3), DÖV 2025, 586 f. und Claudio Franzius, Verfassungsfragen der 
Planung politischer Transformationsentscheidungen am Beispiel der Klimaschutzplanung, ZUR 2023, 199 (203), der im 
Anschluss an Michael Kloepfer, in: ders./Carl F. Gethmann/Hans G. Nutzinger (Hrsg.), Langzeitverantwortung im Um-
weltstaat, 1993, S. 22 (26 ff.) von einem strukturellen Antagonismus von Kurzzeitlegitimation und Langzeitverantwor-
tung im Umweltrecht spricht. 



 

dogmatisch und systematisch erfasst werden. Die Frage nach der Verbindlichkeit der Zielvorgaben 

des Klimaschutzgesetz für den späteren Gesetzgeber soll hierbei maßgebliche Impulse geben. 

Ausgangspunkt für die nachfolgende Untersuchung bilden die verfassungsrechtlichen Bedenken ge-

gen eine Bindung des parlamentarischen Gesetzgebers durch Grundlagen- und Supergesetze (II.). 

Sodann soll der existierende Bestand bereits anzuerkennender Erscheinungsformen für Grundlagen- 

und Supergesetze kategorial dargestellt und ihre Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz verdeutlicht wer-

den (III.). Die durch das Klimaschutzgesetz geschaffenen Zielvorgaben für den Transformationsweg 

zur Klimaneutralität geben Anlass zur Qualifizierung desselben als Supergesetz. Das wird allerdings 

nicht unter Rückgriff auf die bereits anzuerkennenden Begründungsansätze gelingen, sodass eine Er-

weiterung der bestehenden Dogmatik am Beispiel des Klimaschutzgesetzes erwogen werden muss 

(IV.). Ein anschließender rechtsvergleichender Blick nach Frankreich und Ungarn wird den Betrach-

tungshorizont ausbauen (V.), sodass der Beitrag in eine Zusammenfassung der zuvor herausgearbei-

teten bundesdeutschen Dogmatik von Grundlagen- und Supergesetzen münden und mit einem Aus-

blick auf die Entwicklungspotentiale dieses Gesetzestyps in der deutschen Rechtsordnung unter Be-

rücksichtigung der ausgewählten europäischen Nachbarrechtsordnungen abschließen kann (VI.). 

II. Verfassungsrechtliche Bedenken 

Die Annahme einer rechtlichen Selbstbindung des Gesetzgebers durch Grundlagen- und Supergesetze 

konfligiert vornehmlich mit dem Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip, wirft aber auch mit Blick auf 

Art. 79 Abs. 1 S. 1 GG Bedenken auf. 

1. Demokratieprinzip 

Die wesentlichen Züge des Demokratieprinzips sind im Grundgesetz in Art. 20 Abs. 1, Abs. 2 

S. 1 GG niedergelegt. Nach letzterem geht alle Staatsgewalt vom Volke aus. Gemäß Art. 20 Abs. 2 

S. 2 GG wird die Staatsgewalt durch das Volk in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere 

Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt. Daraus folgt 

die Ausgestaltung der Bundesrepublik Deutschland als parlamentarische Demokratie. Die Rückbin-

dung der Legislative an den Volkswillen wird insoweit durch periodisch abzuhaltende, freie Wahlen 

garantiert.9 Die Herrschaft auf Zeit der in diesen Wahlen bestimmten Volksvertreter ist wesensbilden-

der Bestandteil der Demokratie.10 Auf normativer Ebene wird die Möglichkeit der Abbildung eines 

veränderten Volkswillens durch den Grundsatz des Vorrangs des späteren Gesetzes (lex-posterior-

Grundsatz) gewährleistet.11 Die Demokratie ist demnach als System der prinzipiellen Reversibilität 

 
9 Michael Kloepfer/Laura Bader, Posterioritätsgrundsatz und Verfassungsrecht, 2025, S. 59. 
10 Hans Jarass, in: ders./Bodo Pieroth (Hrsg.), Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 19. Aufl. 2026, Art. 20 
Rn. 5, 7 f. 
11 So schon Kloepfer/Jessen (Fn. 3), DÖV 2025, 581 und Kloepfer/Bader (Fn. 9) S. 59 f. 



 

getroffener Entscheidungen mit entsprechenden Mehrheiten zu begreifen, sodass die effektive Er-

möglichung politischer Selbstkorrektur grundsätzlich identitätsstiftendes Moment ist.12 

Würde sich der Gesetzgeber nun durch Grundlagen- und Supergesetze rechtlich selbst binden können, 

läge hierin eine Durchbrechung des lex-posterior-Grundsatzes.13 Die dem demokratisch legitimierten 

Gesetzgeber garantierte Befugnis, bestehendes Recht zu ändern14, würde insofern eingeschränkt. Das 

Mehrheitsprinzip wäre damit potenziell über eine Legislaturperiode hinaus unterlaufen. Im Ergebnis 

würde der demokratische Grundsatz der Herrschaft auf Zeit und die prinzipielle Reversibilität politi-

scher Entscheidungen relativiert.15 

2. Rechtsstaatsprinzip 

Prägende Bestandteile des Rechtsstaatsprinzip sind mit der Gewaltenteilung und Rechtsbindung der 

öffentlichen Gewalt in Art. 20 Abs. 2 S. 2, Abs. 3 GG festgehalten. Das Rechtsstaatsprinzip erfährt 

weitere Konkretisierungen in zahlreichen Vorschriften des Grundgesetzes.16 Aus einer Zusammen-

schau und den durch den Verfassungsgesetzgeber vorausgesetzten Inhalten17 ergibt sich sodann der 

gesamte Inhalt des Rechtsstaatsprinzips18, der hier nicht erschöpfend dargestellt werden muss. Für 

den hier vorliegenden Untersuchungsgegenstand maßgeblich ist die Bindung des Gesetzgebers (nur) 

an die verfassungsmäßige Ordnung (Art. 20 Abs. 3 GG), die im Ausgangspunkt in Art. 20 Abs. 3 GG 

verbürgte Normenhierarchie19 sowie der rechtsstaatliche Grundsatz, dass Gesetzgebung nur mit ent-

sprechender Ermächtigung möglich ist.20 

Die Anerkennung von Grundlagen- und Supergesetzen ist zunächst eine ohne Weiteres nicht begründ-

bare Modifikation der durch das Rechtsstaatsprinzip hauptsächlich in Art. 20 Abs. 3 GG verbürgten 

Normenhierarchie.21 Die herkömmliche Rechtsquellenlehre kennt innerhalb der Normebenen keine 

Gesetze mit unterschiedlichem Geltungsanspruch und steht der Anerkennung einer Zwischenebene 

durch Grundlagen- oder Supergesetzen mithin entgegen.22 Darüber hinaus legt Art. 20 Abs. 3 GG 

 
12 Sie hierzu insbesondere Michael Kloepfer, Verfassungsrecht, Bd. 1,2011, § 7 Rn. 67; Kloepfer/Bader (Fn. 9), S. 59 f. 
13 Bodo Pieroth, Die Missachtung gesetzter Maßstäbe durch das Maßstäbegesetz, NJW 2000, 1086 (1087). 
14 Kloepfer/Bader (Fn. 9), S. 61. 
15 Pieroth (Fn. 13), NJW 2000, 1087; im Ansatz auch Joachim Linck, Das „Maßstäbegesetz“ zur Finanzverfassung – ein 
dogmatischer und politischer Irrweg, DÖV 2000, 325 (326). 
16 Jarass (Fn. 10), Art. 20 Rn. 43. 
17 Hierzu schon BVerfGE 2, 380 (Ls. 4 f.). 
18 Jarass (Fn. 10), Art. 20 Rn. 40 ff. 
19 Zum Umkehrschluss aus Art. 20 Abs. 3 GG und Art. 20 Abs. 3 GG als Ausgangspunkt der Normenhierarchie siehe 
Karl-Peter Sommermann, in: Peter Michael Huber/Andreas Voßkuhle (Hrsg.), Grundgesetz: GG, Band 2, 8. Aufl. 2024, 
Art. 20 Rn. 249 ff. 
20 Der Gesetzgeber kann sich wegen seiner Verfassungsbindung aus Art. 20 Abs. 3 GG nicht über die ihm zugewiesenen 
Kompetenzen heraus eigene Rechtssetzungskompetenzen anmaßen. 
21 Pieroth erachtet eine entsprechende Änderung des Art. 20 Abs. 3 GG für notwendig, vgl. ders. (Fn. 13), NJW 2000, 
1087; vgl. auch Hans Peter Bull/Veith Mehde, Der rationale Finanzausgleich – ein Gesetzgebungsauftrag ohnegleichen, 
DÖV 2000, 305 (307 f.). 
22 Bull/Mehde, ebd. 



 

fest, dass der Gesetzgeber an die verfassungsmäßige Ordnung gebunden ist, sodass im Umkehr-

schluss eine rechtliche Bindung des Gesetzgebers jenseits der Verfassung ausgeschlossen zu sein 

scheint.23 Zuletzt streitet der rechtsstaatliche Grundsatz, dass es für Gesetzgebung einer entsprechen-

den Ermächtigung bedarf, für die Notwendigkeit einer verfassungsrechtlichen Ermächtigung zur 

Rechtssetzung in Bezug auf die normhierarchische Rangstufe.24 

3. Sonstige Bedenken 

Schließlich werden Bedenken gegen Grundlagen- und Supergesetze aus Art. 79 Abs. 1 GG abgeleitet. 

Die Existenz eines solchen Gesetzestyps würde wegen seiner Verfassungsnähe die Mehrheitserfor-

dernisse des Art. 79 Abs. 1 GG umgehen.25 

III. Bestandsaufnahme 

Trotz dieser Bedenken wurden bereits Erscheinungsformen von Grundlagen- und Supergesetzen un-

ter geltendem Verfassungsrecht begründet.26 Wie sich ihre rechtliche Bindungswirkung für den spä-

teren Gesetzgeber vor den nachgezeichneten Bedenken rechtfertigen lässt, soll nach kategorischer 

Darstellung der bestehenden Begründungsmöglichkeiten beleuchtet werden. 

1. Vorrang von Verfassung wegen 

Vornehmlich wird Parlamentsgesetzen eine rechtliche Bindungswirkung für spätere Parlamentsge-

setze aufgrund verfassungsrechtlicher Anordnung, teilweise durch reine verfassungsrechtliche Ver-

mittlung zugesprochen.27 Die prominentesten Beispiele hierzu stammen aus der Finanzverfassung. 

a) Haushaltsgrundsätzegesetz 

Durch Art. 109 Abs. 4 GG wird der Bundesgesetzgeber zum Erlass eines Gesetzes, welches gemein-

same Grundsätze für Bund und Länder für die Haushaltswirtschaft festlegt, ermächtigt.28 Von dieser 

Ermächtigung hat der Bundesgesetzgeber mit dem Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) vom 19. Au-

gust 196929 Gebrauch gemacht. Die dort festgelegten gemeinsamen Grundsätze entfalten auch für 

 
23 Pieroth (Fn. 13), NJW 2000, 1087. 
24 Barczak hält eine Verfassungsänderung für notwendig, vgl. ders. (Fn. 1), S. 97.; Linck kommt nach seinen Ausführungen 
zur Notwendigkeit einer verfassungsrechtlichen Ermächtigung und setzt diese zu Beginn bereits gedanklich voraus, siehe 
ders. (Fn. 15), DÖV 2000, 326 ff.; grds. kritisch etwa Hans-Peter Schneider/Uwe Berlit, Die bundesstaatliche Finanzver-
fassung zwischen Rationalität, Transparenz und Politik, NVwZ 2000, 841 (844); vgl. zur Frage des regelmäßig erforder-
lichen Maßes an demokratischer Legitimation der Rechtserzeugungsorgane zur Rechtfertigung der Rangstufe der jewei-
ligen Rechtsnorm, vgl. Max Reicherzer, Legitimität und Qualität von Gesetzen, ZG 2004, 121 (124). 
25 Zur gesamten sonstigen Kritik an einer rechtlichen Selbstbindung des Gesetzgebers, die wegen ihrer geringen Potenz 
hier nicht weiter beleuchtet wird, siehe Sebastian v. Schweinitz, Das Maßstäbegesetz, 2003, S. 207. 
26 Umfassend hierzu Kloepfer/Jessen (Fn. 3), DÖV 2025, 581 und bereits Kloepfer (Fn. 2), S. 93 ff., der im Letzteren 
auch auf die abzulehnenden Postulate der Folgerichtigkeit und Systemgerechtigkeit eingeht. 
27 Kloepfer (Fn. 2), S. 96 ff. 
28 Jarass (Fn. 10), Art. 109 Rn. 22. 
29 BGBl. I S. 1273, zuletzt geändert durch Art. 1 G vom 21. August 2024 (BGBl. I, Nr. 361). 



 

spätere Bundesgesetze (insb. spätere Haushaltsgesetze) durch die spezifische verfassungsrechtliche 

Ermächtigung rechtliche Bindungswirkung.30 

b) Maßstäbegesetz 

Auch die Figur des Maßstäbegesetzes31 entspringt der Finanzverfassung. Die Finanzverfassung regelt 

das Steuerverteilungs- und Ausgleichssystem ausschließlich in unbestimmten Begriffen. Unter dem 

Eindruck von Art. 106 Abs. 3 S. 3 und Art. 107 Abs. 1 S. 4 Hs. 2 GG folgert das BVerfG, dass jene 

nicht unmittelbar vollziehbar sind.32 Den Bundesgesetzgeber treffe deshalb eine Pflicht zur Konkre-

tisierung und Ergänzung durch anwendbare, allgemeine, ihn selbst bindende Maßstäbe.33 Diese wür-

den dann in einem zeitlich vor dem Finanzausgleichsgesetz gelagertem Maßstäbegesetz festgehal-

ten.34 Seiner verfassungsrechtlichen Pflicht ist der Gesetzgeber mit dem Maßstäbegesetz (MaßstG) 

vom 09. September 200135 nachgekommen. Obschon das BVerfG sich nicht ausdrücklich zur Natur 

der gewollten Bindungswirkung verhalten hat, ist sie als rechtliche Bindungswirkung zu verstehen.36 

Solange das Maßstäbegesetz besteht, ist der Finanzausgleichsgesetzgeber also an die vorfindlichen 

Maßstäbe gebunden. Die Maßstäbe des Maßstäbegesetzes werden als Verfassungskonkretisierung 

materiell auf Verfassungsrang gehoben, sodass die rechtliche Bindungswirkung im Verhältnis zwi-

schen Maßstäbegesetz und Finanzausgleichsgesetz aus einem mittelbaren Verfassungsverstoß abzu-

leiten ist.37 Dem späteren einfachen Gesetzgeber bleibt es indes unbenommen, von den bisherigen 

Maßstäben durch Änderung des Maßstäbegesetzes abzuweichen.38 

c) Gesetzgebungsauftrag aus Art. 29 Abs. 7 S. 2 GG 

Außerhalb der Finanzverfassung enthält Art. 29 Abs. 7 S. 2 GG einen Gesetzgebungsauftrag für den 

Bund betreffend sonstige Änderungen des Gebietsbestandes der Länder für Gebiete mit nicht mehr 

als 50.000 Einwohnern, Art. 29 Abs. 7 S. 1 GG. Für das in Art. 29 Abs. 7 S. 2 GG vorgesehene Zu-

stimmungsgesetz ist die Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages (iSd 

Art. 121 GG)39 gefordert. Ein aufgrund dieser Vorschrift erlassenes Gesetz kann wegen seiner quali-

fizierten Mehrheit nicht durch Gesetz, das nicht mit einer solchen Mehrheit erlassen wurde, 

 
30 Jarass (Fn. 10), Art. 109 Rn. 23. 
31 Vertieft hierzu v. Schweinitz (Fn. 25). 
32 BVerfGE 101, 158 (273). 
33 BVerfGE 101, 158 (Ls. 1). 
34 BVerfGE 101, 158 (282). 
35 BGBl. I S. 2302, zuletzt geändert durch Art. 3 G vom 17. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2522). 
36 So v. Schweinitz (Fn. 25), S. 97 ff. 
37 Kloepfer/Jessen (Fn. 3), DÖV 2025, 583. 
38 Im Anschluss an Kloepfer (Fn. 2), 96 ff. und v. Schweinitz (Fn. 25), S. 99; im Bestand ist das Maßstäbegesetz wohl 
verfassungsrechtlich garantiert, vgl. BVerfGE 101, 158 (Ls. 1). 
39 Rupert Scholz, in: Günter Dürig/Roman Herzog/Rupert Scholz (Hrsg.), Grundgesetz, 109. Aufl. 2026, Art. 29 Rn. 110. 



 

durchbrochen werden.40 Solchen Gesetzen kommt hierdurch eine normhierarchische Sonderstellung 

und erhöhte rechtliche Bindungswirkung zu.41 

d) Rechtfertigung der Selbstbindungswirkung 

aa) Ausräumung der Bedenken aus dem Demokratieprinzip 

Ansatzpunkt für die Vereinbarkeit dieser Begründungsmöglichkeit von Grundlagen- und Supergeset-

zen mit dem Demokratieprinzip ist die begrenzte Geltung des lex-posterior-Grundsatz. Er findet seine 

Grenzen vor allem in anderen Normenkollisionsgrundsätzen, insbesondere im Vorrang des höherran-

gigen Rechts (lex-superior-Grundsatz). So beansprucht bekannterweise das Verfassungsrecht absolu-

ten Geltungsvorrang. Der Gesetzgeber hat insoweit bereits seine absolute Souveränität eingebüßt.42 

Die daraus folgende erschwerte Reversibilität einer in Gesetzesform gegossenen politischen Ent-

scheidung und der damit verbundene Eingriff in demokratische Strukturen erfordert indes nach her-

kömmlicher Überzeugung eine hinreichende demokratische Legitimation für die Anerkennung einer 

rechtlichen Bindung eines Parlamentsgesetzes durch ein früheres Parlamentsgesetz.43 Ob es einer 

solchen zwingend bedarf, ist für diese Erscheinungsform von Grundlagen- und Supergesetzen nicht 

von Belang. Denn die dargestellte Erscheinungsform verfügt jedenfalls wegen ihrer verfassungsrecht-

lichen Grundlage über eine solche demokratische Legitimation. Im Falle des Haushaltsgrundsätzege-

setzes folgt sie aus der spezifischen verfassungsrechtlichen Anordnung, für auf Art. 29 Abs. 7 

S. 2 GG beruhenden Gesetzen folgt sie schon aus dem Erfordernis einer Mehrheit iSd Art. 121 GG 

des Gesetzgebungsauftrags aus Art. 29 Abs. 7 S. 2 GG und für das Maßstäbegesetz aus seinem ver-

fassungskonkretisierenden Charakter in Bezug auf die unbestimmten Begriffe des Steuerverteilungs- 

und Ausgleichssystems. 

bb) Wahrung rechtsstaatlicher Anforderungen 

Die Bewahrung der Normenhierarchie in ihrem durch die herkömmliche Rechtsquellenlehre gepräg-

ten Verständnis ist kein Selbstzweck. Richtig ist, dass der verfassungsrechtliche Ausgangspunkt der 

Normenhierarchie durch Art. 20 Abs. 3 GG gebildet wird.44 Die herkömmliche Rechtsquellenlehre 

und Art. 20 Abs. 3 GG gestalten sie jedoch nicht abschließend. Will man an einem starren pyramida-

len Verständnis festhalten, sind Modifikationen und Präzisierungen schon außerhalb der 

 
40 Scholz (Fn. 39), Art. 29 Rn. 110; ähnlich verhält es sich für die Verschärfung des Hamburgischen Klimaschutzgesetz v. 
20.02.2020, HmbGVBl. S. 148 durch das Gesetz für besseren Klimaschutz (Klimaschutzverbesserungsgesetz)“ vom 
04.11.2025, HmbGVBl. S. 597, dessen Änderung gem. Art. 50 Abs. 4 HmbVerf erschwert ist, vgl. dazu Roda Verheyen 
u. a., Verschärfung des Hamburgischen Klimaschutzgesetz, NordÖR 2026, 13. 
41 So schon Barczak (Fn. 1), S. 98. 
42 Jörg Lücke, Die allgemeine Gesetzgebungsordnung, ZG 2001, 1 (37). 
43 Statt vieler Barczak (Fn. 1), S. 97. Hufen hält die Setzung von Grundlagengesetzen schon nach geltendem Verfassungs-
recht für teilweise umsetzbar, fordert im Ergebnis indes auch eine verfassungsrechtliche Grundlage für umfassende Rea-
lisierung, siehe ders. (Fn. 2), S. 25. 
44 Sommermann (Fn. 19), Art. 20 Rn. 249. 



 

Anerkennung von Grundlagen- und Supergesetzen durch diverse andere verfassungsrechtliche Best-

immungen vorzunehmen.45 Schon innerhalb der Normebene des Verfassungsrechts bestehen materi-

elle Abstufungen einzelner Artikel, die keinen mit Nichtigkeit als Folge ausgestatteten Geltungsvor-

rang gegenüber anderen verfassungsrechtlichen Bestimmungen haben, gleichwohl eine überlegene 

Stellung im Wege der praktischen Konkordanz erlangen. Gemeint sind insoweit insbesondere die von 

der Ewigkeitsklausel nach Art. 79 Abs. 3 GG jeder Änderung entzogenen Grundsätze aus 

Art. 1 und 20 GG.46 Einschneidender verleiht der Art. 25 S. 2 GG den allgemeinen Regeln des Völ-

kerrechts, die nach Art. 25 S. 1 GG Bestandteil des Bundesrechts sind, Vorrang vor dem einfachen 

Gesetz. Den allgemeinen Regeln des Völkerrechts kommt demnach eine normhierarchische Stellung 

zwischen einfachem Gesetz und Verfassung zu.47 

Ergibt sich der Gehalt der Rechtsquellenlehre und das Verständnis der durch das Rechtsstaatsprinzip 

verbürgten Normenhierarchie nun aus einer Zusammenschau aller für sie relevanter Verfassungsbe-

stimmungen, so müssen konsequenterweise auch alle anderen Fälle verfassungsrechtlich verliehenen, 

vorausgesetzten oder eröffneten normativen Vorrangs einbezogen werden. So sind das Haushalts-

grundsätzegesetz, das Maßstäbegesetz und die aus dem Gesetzgebungsauftrag des Art. 29 Abs. 7 

S. 2 GG erwachsenden Gesetze nicht unvereinbar mit der grundgesetzlich verbürgten Normenhierar-

chie, sondern gestalten und konkretisieren dieselbe.48 

Aus demselben Grund steht auch ein etwaiger Umkehrschluss aus Art. 20 Abs. 3 GG der Anerken-

nung von Grundlagen- und Supergesetzen nicht entgegen. Die Lesart des Art. Art. 20 Abs. 3 GG, dass 

nur der Verfassungstext selbst den Gesetzgeber absolut bindet, ist richtigerweise um die durch das 

Grundgesetz angeordneten, vermittelten oder vorausgesetzten (auch relativen) Rechtsbindungen des 

Gesetzgebers durch Grundlagen- und Supergesetze zu erweitern.49 

Schließlich ist ebenso der teilweise in Stellung gebrachten50 rechtsstaatlichen Forderung nach einer 

entsprechenden verfassungsrechtlichen Ermächtigung für die Rechtssetzung, auch mit Blick auf die 

Rangstufe in der Normenhierarchie, genüge getan. Eine solche Ermächtigung liegt für das Haushalts-

grundsätzegesetz (Art. 109 Abs. 4 GG) und mit dem Art. 29 Abs. 7 S. 2 GG für nach dieser Vor-

schrift erlassenen Gesetze vor. Für das Maßstäbegesetzes besteht zwar keine verfassungsrechtliche 

 
45 Zum Ganzen Ulrich Smeddinck, Integrierte Gesetzesproduktion, 2006, S. 331 ff.; schon Art. 80 GG trägt bekannterma-
ßen zum Gesamtbild bei, vgl. Kloepfer/Bader (Fn. 9), S. 43. 
46 Smeddinck (Fn. 45), S. 332. 
47 Siehe Jarass (Fn. 10), Art. 25 Rn. 18 und Barczak (Fn. 1), S. 96. 
48 So zuletzt Kloepfer/Jessen (Fn. 3), DÖV 2025, 582; bereits v. Schweinitz hat für das Haushaltsgrundsätzegesetz eine 
solche Zwischenschicht erkannt vgl. ders. (Fn. 25), S. 213 f.; Smeddinck (Fn. 45), S. 332; krit. hingegen Pieroth (Fn. 13), 
NJW 2000, 1087 und Bull/Mehde (Fn. 21), DÖV 2000, 309. 
49 Eindrücklich Kloepfer/Jessen (Fn. 3), DÖV 2025, 582, die die Anerkennung von „(echten) Obergesetzen“ als normhie-
rarchische Zwischenschicht fordern. 
50 Vgl. erneut nur Linck (Fn. 15), DÖV 2000, 326 ff. 



 

Ermächtigung zur normativ vorrangigen Rechtssetzung in Relation zum Finanzausgleichsgesetz. Da-

rauf kommt es jedoch nicht an. Denn die abgeleitete rechtliche Bindungswirkung im Verhältnis zum 

Finanzausgleichsgesetz rechtfertigt sich aus dem verfassungskonkretisierenden Charakter des Maß-

stäbegesetzes, woraus ein mittelbarer Verfassungsverstoß des Finanzausgleichsgesetz bei Abwei-

chung von den maßstäblichen Vorgaben des Maßstäbegesetzes folgen würde.51 

cc) Ausräumung sonstiger Bedenken 

Die Behauptung einer Umgehung des Art. 79 Abs. 1 GG wegen der Verfassungsnähe von Grundla-

gen- und Supergesetzen ist schon im Ausgangspunkt abzulehnen, sind Grundlagen- und Supergesetze 

als Gesetzestyp insgesamt doch gerade kein Verfassungsrecht. Sie müssen nach wie vor verfassungs-

rechtlichen Anforderungen genügen.52 

e) Zwischenfazit 

Für diese anzuerkennende Erscheinungsform von Grundlagen- und Supergesetzen ist wegen ihrer 

verfassungsrechtlichen Verankerung eine Verletzung des Demokratieprinzips nicht zu erkennen. Die 

rechtsstaatlichen Anforderungen an die Rechtssetzung für den Gesetzgeber selbstbindenden Parla-

mentsgesetzen sind gewahrt. 

2. Gesetzesanwendende Gesetze 

Darüber hinaus kann eine rechtliche Bindungswirkung für einfache Gesetze durch Grundlagen- und 

Supergesetze auch aus dem materiellen Wesen des jeweils nachrangigen Gesetzes begründet werden. 

So sind sogenannte gesetzesanwendende Gesetze zwar formal als Parlamentsgesetze zu qualifizieren. 

Sie sind indessen ihrem Wesen nach als gesetzesanwendende Konkretisierungen, mithin als Geset-

zesvollzug zu verstehen und damit materiell der Verwaltung zuzuordnen.53 

a) Haushaltsordnungen 

Exemplarisch hierfür ist das Rangverhältnis von Haushaltsordnungen zu Haushaltsgesetzen auf 

Ebene des Bundes und der Länder. Die Bundeshaushaltsordnung (BHO) und die jeweiligen Haus-

haltsordnungen der Länder bestimmen für die Haushaltsaufstellung unter anderem Verfahren zur spä-

teren konkreten Haushaltsentscheidung in den jeweiligen Haushaltsgesetzen, ohne die inhaltliche 

Entscheidung selbst vorwegzunehmen. Die später durch den Haushaltsplan in Form eines Haushalts-

gesetzes getroffene Haushaltsentscheidung ist an die Vorgaben der jeweiligen Haushaltsordnung 

 
51 Kloepfer/Jessen (Fn. 3), DÖV 2025, 583. 
52 Zur Ausräumung der Bedenken basierend auf Art. 79 Abs. 1 GG insgesamt siehe v. Schweinitz (Fn. 25), S. 206 f. 
53 Erstmals wurde die Einordnung von formellen Gesetzen als materielle Verwaltung und damit die Figur der gesetzesan-
wendenden Gesetze bei Christian-Friedrich Menger, Höchstrichterliche Rechtsprechung zum Verwaltungsrecht, Ver-
wArch 1959, 271 (283) vorgenommen. Heutzutage hat insbesondere Kloepfer die Konstruktion übernommen vgl. ders. 
(Fn. 12), § 26 Rn. 179; krit. v. a. Linck, der maßgeblich auf den formellen Gesetzesbegriff zurückgreift ders. (Fn. 15), 
DÖV 2000, 327. 



 

gebunden, was aus der Qualifizierung als materielle Verwaltung der konkreten Haushaltsentschei-

dung, mithin des Haushaltsgesetzes folgt. Zu beachten ist, dass sowohl die Haushaltsordnungen als 

auch die nachrangigen Haushaltsgesetze beide an die gemeinsamen Grundsätze aus dem Haushalts-

grundsätzegesetz54 gebunden sind, insofern also von einer mehrfachen Bindung von Gesetzen an Ge-

setze gesprochen werden kann.55 

b) Rechtfertigung der Selbstbindungswirkung 

Bei dieser Erscheinungsform von Grundlagen- und Supergesetzen lässt sich zur Ausräumung der Be-

denken aus dem Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip nicht auf eine entsprechende verfassungsrecht-

liche Ermächtigung rekurrieren. Gleichwohl entfliehen gesetzesanwendende Gesetze bei konsequen-

tem Verständnis als in Gesetzesform erlassener Verwaltungstätigkeit den verfassungsrechtlichen Be-

denken schon im Ausgangspunkt. So ist die vollziehende Gewalt nach Art. 20 Abs. 3 GG über die 

verfassungsmäßige Ordnung hinaus auch an Gesetz und Recht gebunden. Zieht der Gesetzgeber eine 

Regelung, die materiell der Verwaltung zuzuordnen ist, ihrer Bedeutung wegen an sich, muss das 

gesetzesanwendende Gesetz den Anforderungen für Exekutivhandlungen genügen,56 insbesondere 

also an seiner jeweiligen Rechtsgrundlage gemessen werden.57 Die Rechtsgrundlage ist hierbei das 

angewendete Gesetz. Streng genommen ist also der Gesetzgeber nicht als solcher gebunden, sodass 

die für legislative Selbstbindung durch Grundlagen- und Supergesetze typischen verfassungsrechtli-

chen Bedenken nicht greifen. Möchte man indes eine Missachtung der Gewaltenteilung beklagen, so 

ist zu beachten, dass es der Gesetzgeber ist, der sich exekutivische Aufgaben zu eigen gemacht hat.58 

Gleichwohl liegt damit eine rechtliche Bindung von Parlamentsgesetzen an andere Parlamentsgesetze 

vor, sodass auch darin eine bereits anzuerkennende Erscheinungsform von Grundlagen- und Super-

gesetzen liegt.59 

IV. Qualifizierung des Klimaschutzgesetzes 

Vor diesem Hintergrund ist nun nach rechtlichen Bindungswirkungen des Klimaschutzgesetzes für 

die Politik und insbesondere den späteren parlamentarischen Gesetzgeber zu suchen. Mit dem Kli-

maschutzgesetz wurde ein nationaler rechtlicher Rahmen für den zu bestreitenden Transformations-

weg in die deutsche Klimaneutralität durch Zielvorgaben gesetzt. Konkret bekennt sich das Klima-

schutzgesetz in § 1 S. 3 KSG zu den Zielen des Pariser-Klimaabkommens und legt zur Erreichung 

dieser Ziele in § 3 KSG nationale Klimaschutzziele zur schrittweisen 

 
54 Zuletzt Kloepfer/Jessen (Fn. 3), DÖV 2025, 583. 
55 Kloepfer/Jessen, ebd. 
56 Menger (Fn. 53), VerwArch 1959, 284; krit. v. Schweinitz (Fn. 25), S. 212 unter Bezugnahme auf Linck (Fn. 15), DÖV 
2000, 327. 
57 Menger (Fn. 53), VerwArch 1959, 284 f. 
58 Menger (Fn. 53), VerwArch 1959, 284. 
59 So bereits Kloepfer (Fn. 2), S. 98 f. 



 

Treibhausgasemissionsminderung, die weiter nach Maßgabe von § 4 KSG in Jahresemissionsgesamt-

mengen übersetzt werden, fest.60 Um die Brücke von den gestaffelten Zielen zu den notwendigen 

(Klimaschutz-)Maßnahmen zu schlagen, sieht das Klimaschutzgesetz ein neuartiges Politikplanungs-

recht vor.61 Demnach hat die Bundesregierung die notwendigen politischen Maßnahmen im Wege der 

dafür durch §§ 9, 10 KSG etablierten Klimaschutzplanung zu koordinieren. Der Gesetzgeber hat für 

die Klimaschutzprogramme der Bundesregierung in § 9 Abs. 1 S. 3 KSG bestimmt, dass die Jahres-

emissionsgesamtmengen nach § 4 KSG unter Beachtung von § 5 Abs. 3 KSG für die Maßnahmen 

maßgeblich sein sollen. Weiter sind nach § 9 Abs. 1 S. 2 KSG auch die nationalen Klimaschutzziele 

nach § 3 Abs. 1 KSG in der Klimaschutzplanung zu beachten. Die genannten Zielvorgaben des Kli-

maschutzgesetzes bilden insoweit einen rechtsverbindlichen Maßstab für die Politikplanung der Bun-

desregierung in den jeweiligen Klimaschutzprogrammen.62 Auch die von der Bundesregierung in den 

Klimaschutzprogrammen erarbeiteten Gesetzesvorhaben mit Maßnahmenbezug müssen mithin den 

maßstäblichen Vorgaben des Klimaschutzgesetzes genügen.63 Die Zielvorgaben entfalten auf diese 

Weise also zunächst eine verbindliche Steuerungswirkung64 für das Vorfeld des parlamentarischen 

Gesetzgebungsverfahren, solange die Bundesregierung für die Maßnahmengesetze auch tatsächlich 

von ihrem Gesetzesinitiativrecht Gebrauch macht. Damit leiten die auf Planungsebene verbindlichen 

Zielvorgaben spätere Gesetze mit Klimaschutzmaßnahmenbezug jedenfalls faktisch an. Das stellt für 

sich genommen jedoch noch kein verfassungsrechtliches Problem dar65, bestünde doch keine rechtli-

che Beachtungspflicht der Zielvorgaben im parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren. 

Der Gesetzgeber hat in § 9 Abs. 1 S. 3 KSG aber ausdrücklich die Maßgeblichkeit der betreffenden 

Zielvorgaben für die Maßnahmen angeordnet und damit auch spätere Gesetze mit Maßnahmenbezug 

im Blick gehabt. Die Qualifizierung des Klimaschutzgesetzes als Grundlagen- bzw. Supergesetz 

hängt also von einer möglichen Rechtsverbindlichkeit dieser Ziele für den Maßnahmengesetzgeber 

ab.66 Es soll daher nachfolgend gezeigt werden, dass eine solche rechtliche Bindungswirkung für 

spätere Gesetze mit Klimaschutzmaßnahmenbezug sich jedenfalls nicht aus den bereits anzuerken-

nenden Begründungsansätzen folgern lässt (I. und II.), sondern hierfür ein neuartiger 

 
60 Im Zuge der Novelle des Klimaschutzgesetzes wurden die vormals vorhandenen Sektorenziele abgeschafft, vgl. zur 
Aufschlüsselung der Ziele nach alter Rechtslage Claudio Franzius, Ziele des Klimaschutzrechts, ZUR 2021, 131 (135f.). 
61 Claudio Franzius, Politikplanung im Klimaschutzrecht, in: Christoph Brüning (Hrsg.), Verwaltungsrecht: Gestaltung, 
Steuerung, Kontrolle, FS Ulrich Ramsauer, 2023, S. 51 (54). 
62 Im Anschluss an Franzius, der eine Maßstabsfunktion der vormaligen Sektorenziele erkannte, vgl. ders. (Fn. 60), ZUR 
2021, 132 ff. und ders. (Fn. 8), ZUR 2023, 201. 
63 Franzius (Fn. 8), ZUR 2023, 202 f.; nochmals bestätigt durch dens. (Fn. 61), S. 58. 
64 BVerwG, Urteil v. 29. Januar 2026 – 7 C 6.24, NVwZ 2026, 748 Rn. 34. 
65 Anders Franzius (Fn. 8), ZUR 2023, 202 f. 
66 Die Möglichkeit wurde bisher einzig von Claudio Franzius, Prävention durch Verwaltungsrecht: Klimaschutz, 
VVDStRL 81 (2021), S. 383 (399) erwogen, doch auf eine bloß faktischen Beschränkung des legislativen Spielraums 
beschränkt. 



 

Begründungsansatz zu ergründen ist, der bei Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz in die bestehende 

Dogmatik der Grundlagen- und Supergesetze aufzunehmen ist (III.). 

1. Kein Vorrang von Verfassung wegen 

Zwar existiert keine Art. 109 Abs. 4 GG nachgebildete verfassungsrechtliche Ermächtigung zur Set-

zung eines Grundlagengesetzes in Form des Klimaschutzgesetzes. Es wird aber versucht, eine dem 

finanzverfassungsrechtlichen Maßstäbegesetz entsprechende verfassungsrechtliche Verpflichtung 

zum Erlass eines Maßstäbegesetzes aus Art. 20a GG abzuleiten.67 Demnach habe der Gesetzgeber 

parallel zur finanzverfassungsrechtlichen Figur des Maßstäbegesetzes nach Art. 20a GG im ersten 

Schritt ein abstraktes, ihn selbst rechtlich bindendes, fortschreibungsfähiges Maßstäbegesetz zu er-

lassen. Die festgelegten Maßstäbe seien sodann für die verschiedenen Umweltgüter konkret anzu-

wenden. Dadurch würde dem durch Art. 20a GG verfassungsrechtlich geforderten Schutzkonzept 

entsprochen.68 Insoweit entspränge eine mögliche Bindungswirkung der Zielvorgaben des Klima-

schutzgesetzes insgesamt seinem Charakter als Verfassungskonkretisierung.69 

Mit dieser Ausgestaltung wird jedoch der Charakter des Art. 20a GG und damit der Unterschied des 

Klimaschutzgesetzes zur finanzverfassungsrechtlichen Figur des Maßstäbegesetzes verkannt.70 Das 

BVerfG stellt in seinem Klimabeschluss für Art. 20a GG einen Konkretisierungsauftrag samt Kon-

kretisierungsprärogative des Gesetzgebers fest.71 Art. 20a GG ist dementsprechend als „normge-

prägte Staatszielbestimmung“ zu verstehen.72 Insoweit ist nun zu differenzieren. Der Gesetzgeber hat 

in Wahrnehmung dieses Auftrags Art. 20a GG zunächst durch § 1 S. 3 KSG verfassungsrechtlich 

maßgeblich und zulässig auf eine Temperaturanstiegsbegrenzung von möglichst 1,5 Grad Celsius ge-

genüber dem vorindustriellen Niveau konkretisiert.73 Damit kommt dem Sinngehalt des § 1 S. 3 KSG 

materiell Verfassungsrang zu. Das Klimaschutzgesetz zeigt den Weg zum nun am Verfassungsrecht 

partizipierenden Ziel aus § 1 S. 3 KSG weiter auf. Eine Verwandtschaft zum finanzverfassungsrecht-

lichen Maßstäbegesetz ist somit nicht zu leugnen, doch ist der Charakter der weiteren Aufschlüsse-

lung des Transformationsweges insbesondere durch die angesprochenen nationalen Klimaschutzziele 

in § 3 KSG und die gemäß § 4 KSG vorgesehenen Jahresemissionsgesamtmengen zur Erreichung der 

 
67 Christian Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 242; im Anschluss hierzu sodann SRU (Fn. 5), S. 183. 
68 Zur gesamten Konzeption siehe Calliess, ebd.; SRU, ebd. 
69 Implizit SRU, ebd., unter Bezugnahme auf BVerfGE 101, 158. 
70 Zur gebotenen Unterscheidung des Klimaschutzgesetz von der verfassungsrechtlichen Figur des Maßstäbegesetzes 
siehe Franzius (Fn. 61), S. 57. 
71 BVerfGE 157, 30 (Ls. 2d). 
72 Zur Öffnung für gesetzgeberische Konkretisierung und dem Charakter des Art. 20a GG als normgeprägte Staatszielbe-
stimmung Claudio Franzius, Die Figur eingriffsähnlicher Vorwirkungen: Zum Klimabeschluss des Bundesverfassungs-
gerichts, KritV 2021, 136 (151) und ders. (Fn. 8), ZUR 2023, 202. 
73 BVerfGE 157, 30 Rn. 208 f. 



 

nationalen Klimaschutzziele nicht auf eine Verfassungskonkretisierung zu beschränken.74 Die nach 

§ 9 Abs. 1 S. 3 KSG für Maßnahmen der Klimaschutzprogramme maßgeblichen Vorgaben des Kli-

maschutzgesetz erschließen nicht den schon im Art. 20a GG angelegten Sinngehalt, stellen also keine 

sich von der konkretisierenden Norm lösende Gewinnung von Verfassungsgehalten75 dar, sondern es 

ist der Gesetzgeber, der im Rahmen des verfassungsrechtlich vorgegebenen Rahmen die Zielvorgaben 

schafft.76 Eine etwaige rechtliche Bindungswirkung derselben ist daher nicht aus der Verfassung ab-

leitbar. Anderes gilt für die Pariser Ziele aus § 1 S. 3 KSG. 

2. (Klimaschutz-)Maßnahmengesetze sind keine Gesetzesanwendung 

Auch die Qualifizierung der durch die Bundesregierung im jeweiligen Klimaschutzprogramm vorge-

sehenen Maßnahmengesetze77 und maßnahmenbezogene Gesetze als materielle Verwaltungstätigkeit 

gelingt nicht. Eine solche folgt jedenfalls nicht schon daraus, dass es sich um Maßnahmengesetze 

handelt. Der Handlungsinhalt eines Maßnahmengesetzes ist nicht ohne weiteres auf den eines Voll-

zugsakt zu reduzieren.78 Insbesondere stellen Klimaschutzmaßnahmen in Gesetzesform keinen blo-

ßen Gesetzesvollzug bezogen auf die Zielvorgaben des Klimaschutzgesetzes dar. Der durch ein maß-

stäbliches Klimaschutzgesetz geschaffene Handlungsrahmen wird vielmehr durch den an 

§§ 4, 5 Abs. 3 KSG gehaltenen politischen Planungsprozess und den im Gesetzgebungsverfahren fol-

genden politischen Prozess für die einzelnen (sektorbezogenen) Regelungsfelder erst ausgefüllt. Die 

diesem Prozess entspringenden späteren Maßnahmengesetze oder solche mit Maßnahmenbezug sind 

dementsprechend nicht auf bloße Gesetzesanwendung zu reduzieren. 

3. Bindungswirkung durch gesetzgeberischen Anordnungswillen 

Die Annahme einer rechtlichen Bindungswirkung des Klimaschutzgesetzes für spätere Maßnahmen-

gesetze lässt sich folglich lediglich durch die vom Gesetzgeber intendierte Maßstabswirkung der Ziel-

vorgaben des Klimaschutzgesetzes begründen. Dass einfache Gesetze nur beruhend auf einem ent-

sprechenden Willen des Gesetzgebers eine rechtliche Bindungswirkung für spätere Parlamentsge-

setze zu erlangen vermögen, wurde im Schrifttum bisher nur ganz vereinzelt angenommen.79 

 
74 Das Klimaschutzgesetz bekennt sich in § 1 S. 3 KSG zu den Zielen des Pariser Übereinkommens und füllt den Weg 
dahin weiter aus, gestaltet also aus ihm selbst hergeleitete Ziele und erfüllt auch insoweit gerade keine verfassungsrecht-
liche Konkretisierungspflicht des Gesetzgebers parallel zum Maßstäbegesetz, so bereits zutreffend Franzius (Fn. 8), ZUR 
2023, 202. 
75 Zur Abgrenzung von Verfassungskonkretisierung und unabhängiger gestaltender Legislativtätigkeit mit Verfassungs-
bezug (teilweise als Verfassungsausgestaltung bezeichnet) bereits durch Michael Kloepfer, Was kann die Gesetzgebung 
vom Planungs- und Verwaltungsrecht lernen? Zum Programm eines parlamentsbindenden Normenerlaßrechts, ZG 1988, 
289 (299) und Lücke (Fn. 42), ZG 2000, 40 f. verwendet. 
76 Im Argumentationsweg bereits überzeugend Franzius (Fn. 8), ZUR 2023, 202. 
77 Der Begriff „Maßnahme[n]gesetze“ geht auf Ernst Forsthoff, Über Maßnahmegesetze, in: Otto Bachof u. a. (Hrsg.), 
Forschungen und Berichte aus dem Öffentlichen Recht, GS Walter Jellinek, 1955, S. 221 ff. 
78 Zutreffend schon Kloepfer (Fn. 2), S. 98. 
79 So bspw. Lücke (Fn. 42), ZG 2001, 40 f., 46 bei Überlegungen zu einer „allgemeinen Gesetzgebungsordnung“. Kloepfer 
geht bei seiner ähnlichen Idee zu einem „Programm eines parlamentsbindenden Normerlaßrechts“ vom Gegenteil aus, 



 

Soll bestimmten Parlamentsgesetzen auf diesem Wege eine rechtliche Bindungswirkung für spätere 

Parlamentsgesetze zugesprochen werden, so wirft das die für Grundlagen- und Supergesetze üblichen 

Verfassungsfragen auf. 

a) Vereinbarkeit mit dem Demokratieprinzip 

Auch bei Annahme einer rechtlichen Selbstbindung des Gesetzgebers auf diesem Wege ist der lex-

posterior-Grundsatz durchbrochen und damit die Herrschaft auf Zeit zumindest in dem Verhältnis der 

betroffenen Gesetze relativiert. So müsste der spätere maßnahmenbezogene Gesetzgeber die in 

§ 9 Abs. 1 S. 3 KSG als maßstäblich angeordneten Vorgaben des Klimaschutzgesetzes beachten. Die 

fehlende verfassungsrechtliche Grundlage für entsprechend konstruierte Grundlagen- und Superge-

setze lässt die regelmäßig notwendige demokratische Legitimation zur Rechtfertigung eines solchen 

Eingriffs in demokratische Strukturen vermissen.80 Eine solche Einschränkung des Demokratieprin-

zips kann aber aus der Abwägung mit gegenläufigen Verfassungsprinzipien im Wege der praktischen 

Konkordanz hinnehmbar sein.81 

Entlastend kann insofern zunächst angeführt werden, dass die dem Gesetzgeber grundsätzlich zu-

stehende Befugnis,82 früheres einfaches Recht zu ändern, dem Grunde nach nicht berührt, das Mehr-

heitsprinzip also wesentlich gewahrt bleibt. Dem Gesetzgeber ist es unbenommen, das Klimaschutz-

gesetz im Rahmen des verfassungs- und europarechtlich Zulässigen zu ändern.83 Wenn der Gesetzge-

ber sich also bewusst und erkennbar dafür entscheiden möchte, eine für ihn selbst rechtlich verbind-

liche Grundlage zu schaffen, erschwert er damit rechtlich gerade nicht die Abänderbarkeit des in Rede 

stehenden Grundlagen- bzw. Supergesetzes.84 Er ist lediglich für die Zeit des Bestandes des 

 
wenn er nur bereits bestehenden Gesetze darauf untersucht, „ob sie Verfassungskonkretisierungen enthalten und damit 
eine abstrahierende Gewinnung von Verfassungsaussagen zulassen, die dann wieder gegenüber dem Gesetzgeber bin-
dende Kraft entfalten können“, vgl. ders. (Fn. 75), ZG 1988, 299. Hufen hält Grundlagengesetzgebung aus eigener Kraft 
unter geltendem Verfassungsrecht für teilweise möglich, lässt aber offen, ob er damit auch eine etwaige rechtliche Selbst-
bindungswirkung meint, vgl. ders. (Fn. 2), S. 25. Gunnar Folke Schuppert rezipiert die Erwägungen von Lücke einer 
„allgemeinen Gesetzgebungsordnung“ und nimmt in diesem Kontext eine mögliche rechtliche Bindungswirkung hin, vgl. 
ders., Gute Gesetzgebung: Bausteine einer kritischen Gesetzgebungslehre, ZG 2003 (Sonderheft), 4 (12); s. auch Rüdiger 
Breuer, Selbstbindung des Gesetzgebers durch Programm- und Plangesetze?, DVBl. 1970, 101 (105). Zuletzt schien auch 
Kloepfer eine solche Begründung legislativer Selbstbindung wieder zu erwägen, wenn er von der „Anerkennung einer 
neuen normhierarchischen Zwischenebene für Rechtsnormen grundsätzlichen Inhalts vor allem wegen eines entsprechen-
den Anordnungswillens des Gesetzgebers“ spricht, vgl. ders. (Fn. 2), S. 95. 
80 Die bloße Änderungsmöglichkeit des späteren Gesetzgebers wertet die Legitimation nicht auf, vgl. Reicherzer (Fn. 24), 
ZG 2004, 134. 
81 Bereits Reicherzer (Fn. 24), ZG 2004, 130 erkennt, dass Legitimationsdefizite einzelner Gesetze eine Einschränkung 
des Demokratieprinzips bedeuten, aber im Wege der praktischen Konkordanz mit anderen Verfassungsprinzipien, insbe-
sondere dem Rechtsstaatsprinzip hinnehmbar sein können. Das kann auf eine zur Rechtfertigung der Einschränkung des 
Demokratieprinzips durch aufgrund gesetzgeberischen Anordnungswillens begründeten Grundlagen- und Supergesetzen 
nicht hinreichende demokratische Legitimation entsprechend übertragen werden. 
82 Kloepfer/Bader (Fn. 9), S. 61. 
83 Zutreffend Franzius (Fn. 8), ZUR 2023, 202; erneut bestätigt durch dens. (Fn.61), S. 57. 
84 Zum Maßstäbesetz weist v. Schweinitz bereits richtigerweise darauf hin, dass es sich bei Grundlagen- und Supergesetzen 
um einfache Gesetze handelt, die im gewöhnlichen Verfahren zu ändern, bzw. aufzuheben sind, vgl. ders. (Fn. 25), S. 206 
f. 



 

betreffenden Grundlagen- und Supergesetz an seine Vorgaben gebunden, kann sie also nur nicht im 

Einzelfalle aufheben oder ändern. 

Doch auch die verbleibende Relativierung der Herrschaft auf Zeit für die Dauer des Bestands und die 

daraus folgende Einschränkung des Demokratieprinzips lassen sich für diesen Begründungsansatz 

rechtlicher Selbstbindung ausräumen. 

Zuvorderst stellen auch aus eigener Kraft geschaffene Grundlagen- bzw. Supergesetze eine wirksame 

Übernahme der dem Gesetzgeber übertragenen Langzeitverantwortung85 dar. Das der Demokratie 

innewohnende Spannungsverhältnis zwischen Souveränität des auf begrenzte Zeit legitimierten Ge-

setzgebers und wahrzunehmender Langzeitverantwortung86 wird durch die Verfassung nicht eindeu-

tig aufgelöst. Eine absolute Souveränität des Gesetzgebers kann schon wegen seiner Verfassungsbin-

dung gemäß Art. 20 Abs. 3 GG kein Leitgedanke des Grundgesetzes sein.87 Unter Berücksichtigung 

des verfassungsrechtlichen Kontinuitätsprinzips88 ist der Gesetzgeber nicht zwingend zu bevormun-

den, sondern ernst zu nehmen89, wenn er in Wahrnehmung seiner Langzeitverantwortung künftiges 

Vorgehen mit vorgreiflichen Grundlagen- und Supergesetzen in einen rechtlichen Rahmen fassen 

will. 

Zudem geht es bei der Ermöglichung legislativer rechtlicher Selbstbindung aus eigenem Erstreben 

gerade nicht um die zwingende Disziplinierung in Gestalt der Abstraktion und Entschleunigung der 

Politik durch verfassungsrechtlich vorgesehene oder erzwungene Grundlagen- bzw. Supergesetze.90 

Vielmehr greift eine solche Ermöglichung den durch im Grundgesetz mit dem Haushaltsgrundsätze-

gesetz oder dem Maßstäbegesetz punktuell angelegten Gedanken des idealtypischen Gesetzes im 

Sinne des Rechtsstaatsprinzips, das ein auf Dauer angelegtes, die Zukunft rational-planmäßig gestal-

tendes, abstrakt und allgemein formuliertes ist91, auf. Die Eröffnung dieser Rechtssetzung unter recht-

licher Selbstbindung würde eine rechtsstaatlich erstrebenswerte Verbesserung der Gesetzesqualität 

 
85 Allgemein Kloepfer (Fn. 2), S. 102 und mit Blick auf Umweltfragen im Vorjahr der Einführung des Art. 20a GG um-
fassend ders./Carl F. Gethmann/Hans G. Nutzinger (Hrsg.), Langzeitverantwortung im Umweltsstaat, 1993. 
86 Zur Gegenläufigkeit im Umweltrecht siehe Kloepfer (Fn. 8), 26 ff. 
87 So bereits Lücke (Fn. 42), ZG 2001, 37 und Sommermann (Fn. 19), Art. 20 Rn. 249. 
88 Umfassend in Bezug auf den lex-posterior-Grundsatz in Gegenüberstellung zur gebotenen Flexibilität aufgearbeitet 
durch Kloepfer/Bader (Fn. 9), 73 mwN. 
89 Angesprochen sind damit also nicht die miteinander verwandten verfassungsrechtlichen Postulate der Folgerichtigkeit 
oder Systemgerechtigkeit. Ihre Anerkennung ist bestritten und es mangelt ihnen jedenfalls in Bezug auf ihre externe Di-
mension, wohl aber auch auf ihre interne an einer ausreichenden verfassungsrechtlichen Anknüpfung, vgl. Peter Diete-
rich, Systemgerechtigkeit und Kohärenz, 2014, S. 554 ff. und Kloepfer (Fn. 2), S. 99 ff. 
90 Da gerade keine Pflicht zu einer solchen teilweise als rationale oder gute Gesetzgebung bezeichneten Art der Gesetzes-
findung besteht, sondern dem Gesetzgeber nur die Möglichkeit einer langfristig angelegten und kontrollfähigen Gesetz-
gebung eröffnet wird, ist keine Übergriffigkeit hierdurch zu konstatieren. „Der Gesetzgeber schuldet [weiterhin] gar nichts 
anderes als das Gesetz“, vgl. Klaus Schlaich, Die Verfassungsgerichtsbarkeit im Gefüge der Staatsfunktionen, VVDStRL 
39 (1981), S. 99 (109). 
91 Verallgemeinerungsfähige Ausführungen zu solchen idealtypischen Gesetzen und ihrer Verankerung im Rechtsstaats-
prinzip im Kontext des Maßstäbegesetzes in BVerfGE 101, 158 (281). Auch Hufen hält Grundlagengesetzgebung für 
erstrebenswert, wenngleich er nicht ausdrücklich auf eine rechtsstaatliche Fundierung eingeht, vgl. ders. (Fn. 2), S. 25. 



 

bedeuten und Potentiale langfristig angelegter Problemlösungsstrukturen im Recht erschließen. 

Obschon eine solche Art der Gesetzgebung durch das Grundgesetz ausdrücklich nur in besonders 

konfliktträchtigen Bereichen wie dem Finanzausgleich verpflichtend vorgesehen ist, folgt hieraus 

nicht im Umkehrschluss, dass es sich um Ausnahmefälle der Zulässigkeit einer solchen Gesetzgebung 

handelt,92 eine grundsätzliche Eröffnung mehrtaktiger Gesetzgebung fußend auf Grundlagen- bzw. 

Supergesetzen also schon wegen einer Verletzung des Demokratieprinzips auszuscheiden hat. Die 

Verweigerung der rechtsstaatlich erstrebenswerten Steigerung der Gesetzgebungs- und Gesetzesqua-

lität93 durch eine umfassende Gestaltungsmöglichkeit formeller Gesetze als Grundlagen- und Super-

gesetze in zentralen Bereichen94 kann daraus nicht folgen. Das Grundgesetz nimmt damit eine Ent-

scheidung gegen Grundlagen- und Supergesetze in allen anderen Fällen ohne verfassungsrechtliche 

Grundlage nicht etwa vorweg, sondern lässt eine Öffnungstendenz für rechtliche Selbstbindungen des 

Gesetzgebers95 in wichtigen Bereichen erkennen. Die beschriebene Relativierung der Herrschaft auf 

Zeit ist demnach in einen schonenden Ausgleich mit der rechtsstaatlich erwünschten Qualitätssteige-

rung96 des Gesetzes und der Gesetzgebung zu bringen. Die verfassungsrechtliche Eröffnung der 

Rechtssetzung von Grundlagen- und Supergesetzen aus eigener Kraft untergräbt keine demokrati-

schen Grundpfeiler. Wenn der spätere Gesetzgeber einen anderen politischen Weg einzuschlagen ge-

denkt, ist er gerade keinen qualifizierten Änderungshürden in Bezug auf das Grundlagen- bzw. Su-

pergesetz ausgesetzt. Eine derartige mehrtaktige Gesetzgebung verlangt nur eine explizite Aufhebung 

oder Änderung desselben, was nicht im Einzelfall, sondern grundsätzlich geschehen muss. Eine mög-

liche faktisch erschwerte Abänderbarkeit muss in diesem verfassungsrechtlichen Kontext außer Be-

tracht bleiben, zumal sie bei Erlass des Gesetzes nicht immer absehbar sein wird. Überdies greift eine 

solche jedenfalls nicht in demokratische Strukturen ein, sondern ist als Ausfluss gesellschaftlicher 

Überzeugungen gerade Teil der demokratischen Ordnung.97 Die Möglichkeit der Schaffung eines ver-

bindlichen legislativen Handlungsrahmens in Gesetzesform für die Zeit seines Fortbestandes in Be-

reichen, in denen langfristig angelegte Grundsätze und Maßstäbe rechtsstaatlich erstrebenswert sind, 

 
92 Im Ergebnis schon Lücke (Fn. 42), ZG 2001, 41 f., der gleichwohl von (Ausnahme-)fällen spricht, damit aber wohl die 
Kategorie der Grundsatzgesetze des Grundgesetzes meint, nicht aber die Möglichkeit der Rechtssetzung auf Ebene der 
Grundlagen- und Supergesetzen aus gesetzgeberischen Anordnungswillen, die er in Form der „allgemeinen Gesetzge-
bungsordnung“ ausdrücklich für möglich hält. 
93 Zum Ganzen, insbesondere zu umstrittenen verfassungsrechtlichen Mindestanforderungen an Gesetze und Gesetzge-
bung, vgl. Schuppert (Fn. 79), ZG 2003 (Sonderheft), 4 ff.; zur demokratischen Übertragung der Pflicht nachhaltiger und 
effektiver Problemlösung auch Kloepfer/Jessen (Fn. 3), DÖV 2025, 588. 
94 Dass sich die Kompetenz des Gesetzgebers zum Erlass von Grundlagen- und Supergesetzen aus eigener Kraft nur auf 
noch vom Gesetzgeber selbst auszumachende, bestimmte Bereiche beziehen soll, fordert schon Hufen (Fn. 2), S. 23 f. 
95 Krit. Karim Maciejewski, der die Verallgemeinerungsfähigkeit von Grundsätzegesetzen des Grundgesetzes ablehnt, vgl. 
ders., Verfassungskonkretisierung durch Maßstäbegesetzgebung, in: Hartmut Rensen/Stefan Brink (Hrsg.), Linien der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, Bd. 1, 2009, S. 391 (402). 
96 Erneut BVerfGE 101, 158 (281). 
97 Nicht zu verwechseln mit faktischen Bindungswirkungen von Parlamentsgesetzen für andere Parlamentsgesetze, etwa 
bei gelungenen Kodifikationen, die jedoch ebenso keinen Rechtfertigungsbedarf auslösen, vgl. hierzu Kloepfer/Jessen 
(Fn. 3), DÖV 2025, 584 f. 



 

lässt die verbleibende Relativierung der Herrschaft auf Zeit hinnehmbar werden. Wenn der Gesetz-

geber sich selbst an vorgreifliche Grundlagen- und Supergesetze rechtlich gehalten wissen will, hat 

er mit Blick auf das Demokratieprinzip mithin noch nicht die Grenze zwischen seiner gestaltenden 

Unabhängigkeit und bestehender Verfassungsbindung überschritten.98 

Zuletzt ist spezifisch für das Klimaschutzgesetz noch auf ein bisher nur unter bestimmten Vorausset-

zungen für Grundrechte im Klimabeschluss des BVerfG99 entwickeltes intertemporales Verständnis 

von Verfassungsgehalten, übertragen auf das Demokratieprinzip, einzugehen.100 Bei fehlender Aus-

arbeitung eines rechtlich und tatsächlich effektiven Transformationsweges in Richtung rechtzeitiger 

Klimaneutralität in der Gegenwart würden politische Spielräume durch intertemporale Konsequenzen 

des Art. 20a GG zunehmend eingeschränkt.101 Die Demokratie in der Zukunft würde zu Gunsten der 

gegenwärtigen Demokratie in einem nicht hinzunehmenden Maße strapaziert. Obgleich daraus kein 

konkretes Handlungsprogramm vom Gesetzgeber zu fordern ist, dürfte vor diesem Hintergrund ein 

gestufter planerischer Ansatz, der ein als Grundlagen- und Supergesetz ausgestaltetes Klimaschutz-

gesetz für noch zu koordinierende Maßnahmen beinhaltet, eröffnet sein. 

b) Wahrung rechtsstaatlicher Anforderungen 

Ebenso suggeriert Art. 20 Abs. 3 GG nur scheinbar, dass eine solche rechtliche Bindungswirkung von 

Parlamentsgesetzen für bestimmte spätere Parlamentsgesetze ausgeschlossen ist. Zwar ergibt sich 

eine rechtliche Bindungswirkung des Klimaschutzgesetzes gerade nicht aus der Verfassung. Entgegen 

der wohl vorherrschenden Ansicht102 hat Art. 20 Abs. 3 GG, wenn er von „gebunden“ spricht, nur 

absolute Bindungen des Gesetzgebers im Blick, trifft aber über relative Gesetzesbindungen keine 

Aussage.103 Etwaige relative Bindungen zwischen bestimmten Parlamentsgesetzen sind nicht vom 

Sinn und Zweck des Art. 20 Abs. 3 GG, der in der Vorbeugung der Aushöhlung der Verfassung durch 

den Gesetzgeber, nicht aber der Verhinderung selbstgeschaffener relativer Gesetzesbindungen 

liegt104, erfasst und stehen der Annahme einer nur relativen rechtlichen Bindungswirkung eines Par-

lamentsgesetzes für einen zumindest hinreichend bestimmbaren Kreis von anderen Parlamentsgeset-

zen nicht entgegen. Das bedeutet konsequenterweise auch, dass ein solcher Begründungsansatz für 

 
98 Zwar verläuft die Grenze generell unklar und ist durch das Verfassungsrecht nicht vollständig determiniert, vgl. Lücke 
(Fn. 42), ZG 2001, 37. Sie ist an dieser Stelle jedenfalls noch nicht erreicht. 
99 Siehe insb. BVerfGE 157, 30 (Ls. 4). 
100 Richtigerweise durch Franzius (Fn. 8), ZUR 2023, 203 für das Klimaschutzgesetz in Stellung gebracht. 
101 Erneut Franzius, ebd. 
102 Statt vieler Sommermann (Fn. 19), Art. 20 Rn. 249 ff. 
103 Zutreffend v. Schweinitz (Fn. 25), S. 216. 
104 So schon v. Schweinitz (Fn. 25), S. 215 ff. 



 

legislative Selbstbindung keine Grundlagen- und Supergesetze mit absoluter Bindungswirkung her-

vorbringen kann.105 

Die Anerkennung einer derartigen Begründung rechtlicher Selbstbindung des Gesetzgebers ist indes 

keine weitere Modifikation der ohnehin aufgeweichten Normenhierarchie, denn das Grundgesetz öff-

net sich wie gezeigt bereits verschiedentlich für Gesetze mit unterschiedlichem Geltungsanspruch 

trotz formaler Gleichrangigkeit regelmäßig in bestimmten Gesetzesverhältnissen.106  

Schwierigkeiten für den in Rede stehenden Begründungsansatz einer rechtlichen Bindungswirkung 

ergeben sich schließlich aus dem rechtsstaatlichen Grundsatz, dass es für Rechtssetzung einer ent-

sprechenden verfassungsrechtlichen Ermächtigung, also Kompetenzzuweisung bedarf. Zwar ist da-

mit grundsätzlich auch die jeweilige Rangstufe in der Normenhierarchie angesprochen, doch ist hierin 

im Kern eher eine formale, auf das Rechtserzeugungsorgan und die formelle Gesetzesart angelegte 

Betrachtung gemeint.107 Es handelt sich bei der in Rede stehenden Gesetzesart weiterhin um im förm-

lichen Gesetzgebungsverfahren erlassene Normen, zu deren Erlass der (Bundes-)Gesetzgeber nach 

Maßgabe der Art. 70ff. GG befugt ist. Es ist erst eine nachgelagerte Frage, ob eine etwaige rechtliche 

Bindungswirkung für spätere Gesetze vom durch die Verfassung umrahmten, materiellen Gestal-

tungsspielraum des Gesetzgebers erfasst ist. Zwar ist eine spezifische verfassungsrechtliche Ermäch-

tigung insofern taugliche Grundlage eines solchen Gestaltungsspielraums, nicht aber notwendig Be-

dingung für seine Existenz. So ist die Festlegung einer rechtlichen Bindungswirkung für bestimmte 

spätere Parlamentsgesetze durch den Gesetzgeber in einem Parlamentsgesetz unter Berücksichtigung 

der konstatierten grundgesetzlichen Öffnung für abgestufte Bindungswirkungen trotz formaler 

Gleichrangigkeit von seinen Rechtssetzungskompetenzen erfasst.108 

Letztlich ist dem Klimaschutzgesetz auch mit Rücksicht auf § 9 Abs. 1 S. 3 KSG aber nicht klar ge-

nug zu entnehmen, dass es als rechtsverbindliches Maßstäbegesetz vorgreifliche, rechtsverbindliche 

Maßstäbe auch für spätere Parlamentsgesetze mit Maßnahmenbezug setzen möchte. Wenn schon 

 
105 Wie Lücke gedenkt, mit Blick auf Art. 20 Abs. 3 GG den lediglich verfassungsausgestaltenden Normen seiner „allge-
meinen Gesetzgebungsordnung“ normativen Vorrang vor allen späteren Parlamentsgesetzen zuzusprechen, bleibt schlei-
erhaft, vgl. ders. (Fn. 42), ZG 2001, 45 ff. 
106 Siehe oben III. 1. d. bb., angesprochen ist mit den bestimmten Gesetzesverhältnissen, in welchen Rechtsbindungen 
bestehen z. B. das Verhältnis von HGrG zu BHO und dem jeweiligen Haushaltsgesetz; überdies ist dieser weiterführende 
Gedanke ein modifiziertes Ergebnis der schon durch Smeddinck (Fn. 45), S. 332 f. angestrengten Systematisierungsleis-
tung zu einer relativen vorrangigen Stellung unter formal gleichrangigen Gesetzen. 
107 Zutreffend Ulrich Smeddinck, in: Winfried Kluth/Günter Krings (Hrsg.), Gesetzgebung, 2014, § 3 Rn. 79. Angelegt ist 
diese Betrachtungsweise u.a. in Art. 20 Abs. 3 GG, aber auch in Art. 76 ff. GG, die das gewöhnliche Gesetzgebungsver-
fahren regeln. Zudem kann diese Überlegung teilweise aus einer Verzahnung demokratischer Legitimation und rechts-
staatlicher Institutionalisierung zu folgern sein, vgl. unter anderem Reicherzer (Fn. 24), ZG 2004, 124.  
108 Selbst durch Sympathisanten einer rechtlichen Selbstbindung des Gesetzgebers wie Christoph Degenhart, Maßstabs-
bildung und Selbstbindung des Gesetzgebers als Postulat der Finanzverfassung des Grundgesetzes, ZG 2000, 79 (86 f.) 
wird dies überwiegend abgelehnt; die Möglichkeit einer solchen „einfachgesetzlichen“ Selbstbindung nimmt hingegen 
Lücke (Fn. 42), ZG 2001, 45 ff. an. Richtigerweise ist in so einem Kontext nicht mehr von einem einfachen Gesetz, 
sondern einem Grundlagen- oder Supergesetz die Rede. 



 

nicht auf eine spezifische verfassungsrechtliche Ermächtigung zurückgegriffen werden kann, so ist 

zumindest aus Erwägungen der rechtsstaatlich verbürgten Rechtssicherheit109 und der durch sie er-

fassten Normenklarheit110 eine umfassende, unmissverständliche Klarstellung der gewollten rechts-

verbindlichen Grundsätzlichkeit, bzw. Maßstäblichkeit für die Begründung rechtlicher Bindungswir-

kungen zu fordern.111 Allein die Festlegung einer Maßgeblichkeit nach § 9 Abs. 1 S. 3 KSG für die 

in der Klimaschutzplanung zu erarbeitenden Maßnahmen genügt dem nicht. Eine weitreichende 

Rechtsfolge, wie die legislative Rechtsbindung eine ist, muss durch den Gesetzgeber klar gewollt und 

für den späteren Gesetzgeber112 als Verpflichtungssubjekt vorhersehbar und gerade nicht durch Aus-

legung im Zweifelsfalle zu ermitteln sein. Nicht jedes Rahmengesetz kann und soll zu einem Grund-

lagen- bzw. Supergesetz erstarken. Es bedarf zur Begründung einer rechtlichen Bindungswirkung für 

bestimmte spätere Parlamentsgesetze zumindest der ausdrücklichen Anordnung einer solchen und 

einer entsprechender Gesetzesbezeichnung als verbindliches Grundlagen- bzw. Supergesetz.113 

4. Zwischenfazit 

Es hat sich gezeigt, dass dem Klimaschutzgesetz nur hinsichtlich seines verfassungskonkretisieren-

den Teils (§ 1 S. 3 KSG) eine aus der Verfassung abgeleitete, also mittelbare rechtliche Bindungswir-

kung für spätere Parlamentsgesetze zugesprochen werden kann. Zwar erstarkt das Klimaschutzgesetz 

mit Blick auf die weiteren, durch § 9 Abs. 1 S. 3 KSG als maßgeblich für spätere Maßnahmen erklär-

ten Zielvorgaben aus § 4 KSG unter Berücksichtigung des § 5 Abs. 3 KSG nicht durch gesetzgeberi-

schen Anordnungswillen zu einem Grundlagen- bzw. Supergesetz. Es verbleibt also bei der Maß-

stabsfunktion für die Klimaschutzplanung der Bundesregierung und die daraus folgende mittelbar-

faktische Anleitung der darin vorgesehenen Maßnahmengesetze.114 Es hat sich aber in der durch das 

Klimaschutzgesetz veranlassten Überprüfung einer Begründung rechtlicher Bindungswirkungen von 

Parlamentsgesetzen für spätere Parlamentsgesetze durch gesetzgeberischen Anordnungswillen ge-

zeigt, dass zumindest relative Rechtsbindungen in zentralen Bereichen unter geltender Verfassungs-

lage auf diesem Wege denkbar sind. Erforderlich ist dann aus rechtsstaatlichen Erwägungen aber eine 

unmissverständliche und ausdrückliche Anordnung rechtlicher Bindungswirkungen für bestimmte 

 
109 Siehe umfassend Sommermann (Fn. 19), Art. 20 Rn. 288ff. 
110 Vgl. Sommermann (Fn. 19), Art. 20 Rn. 289. 
111 So schon Hufen (Fn. 2), S. 25, allerdings ohne dabei konkret auf das rechtsstaatliche Postulat der Rechtssicherheit 
einzugehen; siehe auch Stefan Storr, Die neuen Landtage, ZG 2000, 116 (129); im Ergebnis auch Smeddinck (Fn. 45), 
S. 333 und ders., Zur Dogmatik von Grundlagengesetzen, ZG 2007, 62 (69). 
112 Damit ist nicht notwendigerweise ein neu konstituierter Gesetzgeber gemeint, doch ist in diesem Fall die Forderung 
nach rechtssicherer Gestaltung noch nachdrücklicher in die Diskussion einzubringen. 
113 Im Anschluss an Hufen (Fn. 2), S. 24 und Lücke (Fn. 42), ZG 2001, 42. 
114 Möchte man es deshalb als Supergesetz bezeichnet wissen, muss es unter Rückgriff auf die terminologischen Unter-
scheidungen in Kloepfer/Jessen (Fn. 3), DÖV 2025, 581 f. als „unechtes“ Supergesetz geschehen. Richtigerweise sind 
unter den Termini Grundlagen- und Supergesetze aber nur Parlamentsgesetze mit abgeleiteten oder originären rechtlichen 
Bindungswirkungen für spätere Parlamentsgesetze zu verstehen, vgl. ursprünglich Kloepfer (Fn. 2), S. 95 f. 



 

spätere Gesetze in einem vorgreiflichen Grundlagen- oder Supergesetz aus eigener Kraft.115 Dieser 

Begründungsansatz für rechtliche Bindungen der Politik ist in die Dogmatik der Grundlagen- und 

Supergesetze aufzunehmen. 

V. Vergleichsfelder Frankreich und Ungarn 

Dass der Stufenbau einer Rechtsordnung durch die Verfassung ausdrücklich und umfassend anders 

gedacht werden kann, zeigt ein vergleichender Blick in die romanischen Rechtsordnungen116, was am 

Beispiel von Frankreich näher ausgeführt wird. Ähnliches wird sich auch außerhalb der romanischen 

Rechtsordnungen für Ungarn zeigen lassen. Die rechtliche Bindung des Gesetzgebers an Gesetze 

diesseits der Verfassung ist in Frankreich und Ungarn im Gegensatz zu Deutschland umfassend insti-

tutionell in die Verfassung inkorporiert. So stellt die französische Verfassung (Constitution de la Cin-

quième République, ab hier als CF bezeichnet) und die ungarische Verfassung (Magyarország Alap-

törvénye, ab hier als MA bezeichnet) verfassungstypisch fundamentale Grundlagen auf hohem Abs-

traktionsniveau. Zur weiteren Ausgestaltung ist der französische Gesetzgeber zur Vermeidung einer 

Überflutung des Verfassungsrechts mit Einzelheiten durch sogenannte Organgesetze (lois organi-

ques)117 aufgefordert. Ihnen kommt verfassungsausführender, resp. verfassungsergänzender Charak-

ter und eine normhierarchische Stellung zwischen einfachem Gesetz und Verfassung zu. Sie gehen 

den einfachen Gesetzen also normativ vor, haben jedoch selbst keinen Verfassungsrang. Sie sind aber 

Teil des verfassungsgerichtlichen Überprüfungsmaßstabes von einfachen Gesetzen.118 In der ungari-

schen Verfassung sind dafür in Art. T Abs. 4 MA funktional ähnliche Kardinalgesetze (sarkalatos 

törvények) vorgesehen, die auch der Verfassung angenähert sind, jedoch keinen Verfassungsrang be-

sitzen und sogar noch einen ausgeprägteren Regelungsbereich als die lois organiques umfassen. 

1. Regelungsgegenstände 

a) Frankreich 

Die französische Verfassung bestimmt in Art. 46 Abs. 1 CF, dass in der Verfassung vorgesehene Ge-

setze den Charakter von lois organiques durch die betreffende Vorschrift mittels ausdrücklicher Aus-

weisung als solches verliehen bekommen. Die lois organiques sind durch die CF vornehmlich für 

 
115 Mit Ausnahme der notwendigen Relativität auf diesem Wege begründeter Rechtsbindungswirkungen auf einer Linie 
mit Hufen (Fn. 2), S. 24 und Lücke (Fn. 42), ZG 2001, 45 ff.; interessanterweise geht Smeddinck davon aus, dass bei 
ausreichender Kennzeichnung von Grundlagengesetzen schon ohne eine normative Selbstbindung ein ausreichendes Ver-
pflichtungsgefühl späterer Gesetzgeber eintritt, insofern keine verfassungsrechtlichen Probleme, aber auch keine rechtli-
che Selbstbindung des Gesetzgebers eintritt, vgl. ders. (Fn. 45), S. 333 f. 
116 An dieser Stelle sei auch auf die durch Kloepfer, UPR 2007, 161 (Fn. 74) im Kontext des damals geplanten UGB 
aufgegriffenen, den deutschen Grundlagen- und Supergesetzen verwandten „super leggi“ aus Italien verwiesen. 
117 Das Institut der Organgesetze in wesentlich vergleichbarer Ausgestaltung existiert unter anderem noch in Spanien 
(leyes orgánicas, Art. 81 der spanischen Verfassung) und Portugal (lei orgânica, Art. 112 Abs. 3, Art. 166 Abs. 2, Art. 167 
Abs. 5 der portugiesischen Verfassung), vgl. hierzu bereits Barczak (Fn. 1), S. 97. 
118 Zu den lois organiques insgesamt siehe Nikolaus Marsch, in: ders./Yoan Vilain/Mattias Wendel (Hrsg.), Französisches 
und Deutsches Verfassungsrecht, 2015, § 5 Rn. 69 f. 



 

Gesetze vorgesehen, die die Staatsorganisation und damit zusammenhängende Kompetenzfragen be-

treffen.119 Sie sind unter anderem für Teile des Gesetzgebungsverfahrens (Art. 39, 44 CF) und die 

Präsidentenwahl (Art. 6 Abs. 3 CF) vorgeschrieben. 

b) Ungarn 

Die ungarischen sarkalatos törvények sind noch weitgehender für die Regelung zentraler Politikbe-

reiche und zur Ausgestaltung verfassungsrechtlicher Grundsätze in der Verfassung vorgesehen. So 

sind (teilweise) Regelungen über bspw. die Staatsangehörigkeit (Art. G Abs. 3 MA), das Wahlrecht 

(Art. 2 Abs. 1 MA) oder die Verfassungsgerichtsbarkeit (Art. 24 Abs. 9 MA) den sarkalatos 

törvények vorbehalten. 

2. Verfahrensbesonderheiten 

Während in Deutschland Grundlagen- und Supergesetze im gewöhnlichen Gesetzgebungsverfahren 

ganz überwiegend ohne besondere Mehrheitsanforderungen oder sonstige Besonderheiten zu erlassen 

sind und lediglich materiell durch rechtliche Bindungswirkungen für spätere einfache Gesetze von 

höherer Qualität sind, heben sich die lois organiques und sarkalatos törvények auch durch ein modi-

fiziertes Gesetzgebungsverfahren und qualifizierte Mehrheiten ab.  

a) Frankreich 

Für den Erlass von lois organiques verweist Art. 46 Abs. 3 CF zwar überwiegend auf das gewöhnli-

che französische Gesetzgebungsverfahren. Art. 46 Abs. 3 CF sieht jedoch bei Uneinigkeit zwischen 

den beiden Parlamentskammern das Erfordernis einer absoluten Mehrheit in der Nationalversamm-

lung vor. Bei Entscheidungen, welche die Arbeit des Senats betreffen, müssen Gesetze nach 

Art. 46 Abs. 4 CF von beiden Kammern im gleichen Wortlaut beschlossen werden. Schließlich bedarf 

es noch einer obligatorischen Kontrolle durch den Verfassungsrat, bevor die lois organiques verkün-

det werden können.120 

b) Ungarn 

Ebenso unterliegen auch die sarkalatos törvények grundsätzlich dem gewöhnlichen ungarischen Ge-

setzgebungsverfahren, doch ist für ihre Verabschiedung und Modifizierung nach Art. T Abs. 4 MA 

sogar eine Zwei-Drittel-Mehrheit der anwesenden Abgeordneten der ungarischen Nationalversamm-

lung nötig. Sie besitzen gegenüber gewöhnlichen Gesetzen also eine deutlich erhöhte Bestandskraft 

aufgrund der erschwerten Änderungsmöglichkeiten. Daher festigen sie die von ihnen geregelten zent-

ralen Politikbereiche erheblich. 

 
119 Marsch, ebd. 
120 Marsch, ebd. 



 

VI. Zusammenfassung und Ausblick 

Die Untersuchung hat gezeigt, dass in der deutschen Rechtsordnung unter geltender Verfassungslage 

bereits zahlreiche rechtliche Bindungen der Politik und insbesondere des Gesetzgebers und damit 

Grundlagen- und Supergesetze bestehen oder zumindest denkbar sind. Rechtliche Bindungswirkun-

gen von Parlamentsgesetze für spätere Parlamentsgesetze durch bestehende Verfassungsgehalte und 

die Qualifizierung der jeweils nachrangigen Gesetze als materielle Verwaltungstätigkeit existieren 

bereits. Damit ist die erarbeitete bundesdeutsche Dogmatik jedoch nicht erschöpfend wiedergegeben. 

Im Zuge der angestrebten Einordnung des Klimaschutzgesetzes als Grundlagen- bzw. Supergesetz 

hat sich offenbart, dass der Gesetzgeber auch durch ausdrückliche und unmissverständliche Anord-

nung rechtliche Bindungswirkungen eines Parlamentsgesetzes für bestimmte spätere Parlamentsge-

setze aus eigener Kraft begründen kann. Zwar ist das beim Klimaschutzgesetz pauschal nicht der Fall, 

doch ist es zumindest hinsichtlich seines verfassungskonkretisierenden Teils (§ 1 S. 3 KSG) als 

Grundlagen- bzw. Supergesetz zu qualifizieren. Darüber hinaus ist am Beispiel des Klimaschutzge-

setzes deutlich geworden, dass rechtliche Bindungen der Politik durch eine Steuerung im Vorfeld des 

Gesetzgebungsverfahrens durch maßstäbliche Zielvorgaben für die Politikplanung möglich sind, 

doch liegt allein hierdurch mangels rechtlicher Bindungswirkung für den späteren Gesetzgeber kein 

Grundlagen- bzw. Supergesetz vor. Die auf die drei zuvor genannten Arten konstruierbaren Grundla-

gen- und Supergesetze verbleiben mit Ausnahme der aus dem Gesetzgebungsauftrag des 

Art. 29 Abs. 7 S. 2 GG erwachsenden Gesetze weiterhin formell einfache Gesetze. Doch kommt auch 

den übrigen bestehenden oder denkbaren Grundlagen- und Supergesetzen trotz ihrer formalen Gleich-

rangigkeit mit den einfachen Gesetzen wegen ihrer höheren materiellen Qualität eine normhierarchi-

sche Stellung zwischen Verfassung und einfachem Gesetz zu. 

Durch die bestehenden Möglichkeiten zur Begründung von Grundlagen- und Supergesetzen wird dem 

Gesetzgeber bereits teilweise eine wirksame Übernahme der ihm übertragenen Langzeitverantwor-

tung und langfristiger wirkende Gesetzgebung ermöglicht. Insbesondere durch die Eröffnung der Set-

zung von Grundlagen- und Supergesetzen aus eigener Kraft kann der Gesetzgeber einen verbindli-

chen legislativen Handlungsrahmen zur Bewältigung langfristiger Problemstellungen schaffen. Es 

wurde deutlich gemacht, dass das Recht damit nicht versucht Probleme der Politik zu lösen. Denn 

mit der Aufnahme der Anordnung rechtlicher Bindungswirkung für bestimmte spätere Parlamentsge-

setze in den legislativen Gestaltungsspielraum nimmt das Recht weder die Entscheidung noch die 

Umsetzung ab, sondern schafft im Sinne einer Anstoßfunktion nur erste rechtliche Instrumente einer 

zukunftsorientierteren Gesetzgebung, ohne dazu zu verpflichten. 

An dieser Stelle verdeutlichen Frankreich und Ungarn die Entwicklungspotentiale dieses Gesetzes-

typs in der deutschen Rechtsordnung. Sie zeigen Modelle zur formellen Inkorporation einer 



 

normhierarchischen Schicht zwischen Verfassung und einfachem Gesetz in die Verfassung auf. We-

gen der qualifizierten Mehrheitserfordernisse sind die lois organiques und sarkalatos törvények er-

sichtlich änderungsresilienter121 und zur Schaffung rechtlicher Kontinuität unterhalb der Verfassung 

besser geeignet als die bisher in Deutschland bestehenden und denkbaren Grundlagen- und Superge-

setze. 

Die Erkenntnisse aus Frankreich und Ungarn bieten Anknüpfungspunkte zur Weiterentwicklung der 

deutschen Grundlagen- und Supergesetze. Eine formelle Inkorporation der Grundlagen- und Super-

gesetze im Umfeld des Art. 79 GG mit qualifizierten Mehrheitserfordernissen122 für durch den ver-

fassungsändernden Gesetzgeber noch zu bestimmende Politikbereiche würde die notwendige Konti-

nuitätsreserve unterhalb des Verfassungsrechts gegenüber der im Ansatz bereits vorhandenen deutlich 

effektivieren. In überragend wichtigen Politikbereichen, wie etwa dem Klimaschutz, könnte sogar 

eine verfassungsrechtliche Pflicht zum Erlass eines Grundlagen- bzw. Supergesetz erwogen werden, 

um eine gemeinsame zukunftsfeste Grundlage zur erfolgreichen Bestreitung des Transformations-

wegs zu begründen. Nach alledem muss jedoch klar bleiben, dass nicht das Recht in der Pflicht steht 

die langfristigen Probleme unserer Zeit zu lösen. Es liegt in den Händen der Politik die Grundent-

scheidungen unserer Zeit zu treffen und zu ihrer Absicherung eine effektivere Kontinuitätsreserve 

unterhalb des Verfassungsrechts zu schaffen. Doch kann das Recht de constitutione ferenda durch 

änderungsresilientere Grundlagen- und Supergesetze der Politik Instrumente zur Verstetigung eines 

parteiübergreifenden Grundkonsenses in zentralen Bereichen und einer besseren Gesetzgebung eröff-

nen. 

 
121 Im Falle von Ungarn kann das ganze als Aushöhlung der späteren Änderungsmöglichkeiten rechtspolitisch kritisch 
gesehen werden. 
122 Im Anschluss an Hufen (Fn. 2), S. 24 f. 
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